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Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat zum fünfzehnten Mal 
den Umweltpreis zum Gedenken an Ernst Boll ausgeschrieben.

„Streuobstwiese, Bienenweide und Co. – Engagement für die 
Artenvielfalt in der Kulturlandschaft“

lautet das Thema der in den Kategorien „Umweltpreis“ (dotiert 
mit 15 000 Euro) und „Jugendumweltpreis“ (dotiert mit 10 000 
Euro) zu vergebenden Auszeichnung.

Voraussetzung für eine Teilnahme an der Ausschreibung ist die 
Einreichung der Bewerbungsunterlagen bis zum 30. Juni 2017 
(Datum des Poststempels). Teilnahmeberechtigt sind Einzelperso-
nen, Gruppen, Verbände und juristische Personen, Körperschaf-
ten, Unternehmen sowie wissenschaftliche Einrichtungen. Die 
Projekte, Leistungen oder Initiativen müssen einen ausschrei-
bungs- sowie landesbezogenen Charakter haben und dürfen noch 
nicht anderweitig prämiert sein. Die Bewerbungsunterlagen sind 
für das Auswahlverfahren in einfacher Ausfertigung in Papierform 
sowie auf Datenträger (CD-ROM zur Vervielfältigung durch die 
Geschäftsstelle) bei der Geschäftsstelle des Umweltpreises einzu-
reichen.

Die Ausschreibungsunterlagen mit allen notwendigen Hinweisen 
zum Bewerbungsverfahren sowie einem Merkblatt zur steuer-
rechtlichen Behandlung des Preisgeldes finden Sie zum Down-
load unter der Webadresse des Landtages Mecklenburg-Vorpom-
mern www.landtag-mv.de.

Ebenso können diese unter folgender Anschrift bzw. E-Mail-
Adresse kostenlos angefordert werden:

 Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
 – Geschäftsstelle des Umweltpreises – 
 Schloss Schwerin 
 Lennéstraße 1 
 19053 Schwerin

 Internetseite: www.landtag-mv.de 
 E-Mail der Geschäftsstelle: agrarausschuss@landtag-mv.de 
 Telefonnummer der Geschäftsstelle: 0385 525-1560

AmtsBl. M-V 2017 S. 86 

Umweltpreis des Landtages Mecklenburg-Vorpommern 2016/2017
zum Gedenken an Ernst Boll

Bekanntmachung der Landtagspräsidentin

Vom 3. Februar 2017
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Aufgrund des § 11 Absatz 3 der Kommunalverfassung gibt das 
Ministerium für Inneres und Europa folgende Gebietsänderung 
bekannt:

Landkreis Vorpommern-Rügen

Amt Altenpleen

Die der Gemeinde Klausdorf vorgelagerte, bisher gemeindefreie 
und zur Bundeswasserstraße Ostsee gehörende Wasserfläche im 
Bereich des Hafens von Barhöft, belegen in der Gemarkung Bar-
höft (Anlage), wird gemäß § 11 Absatz 2 der Kommunalverfas-
sung zum Zwecke der Ausübung hoheitlicher Befugnisse mit Wir-
kung vom 6. Februar 2017 in die Gemeinde Klausdorf inkommu-
nalisiert.

AmtsBl. M-V 2017 S. 87 

Inkommunalisierung gemeindefreier Wasserflächen in und 
an Seewasserstraßen

Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres und Europa

Vom 3. Februar 2017 – II 300 - 177-5280H-2011/016-023 –

Anlage
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In Nummer 2.3.3 Satz 1 werden die Wörter „,der LFoA und der 
NPÄ“ durch die Wörter „und der LFoA“ ersetzt.

Waldbrandrunderlass
(AmtsBl. M-V 2016 S. 947)

– Berichtigung –

Der Waldbrandrunderlass vom 12. September 2016 (AmtsBl. M-V S. 947) wird folgt berichtigt:

Schwerin, den 6. Februar 2017

AmtsBl. M-V 2017 S. 89 
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1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1  Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt nach Maß-
gabe dieser Verwaltungsvorschrift sowie des § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpommern und der 
dazugehörigen Verwaltungsvorschriften Zuwendungen für 
bauliche Maßnahmen zur Schaffung von belegungsgebun-
denen Mietwohnungen.

1.2 Zu beachtende Vorschriften:

 a)  Wohnraumförderungsgesetz (nachfolgend WoFG ge  -
nannt) vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), das 
zu  letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1610, 1662) geändert worden ist, 

 b)  Wohnflächenverordnung vom 25. November 2003 
(BGBl. I S. 2346),

 c)  Einkommensgrenzenverordnung vom 22. April 2003 
(GVOBl. M-V S. 310), die durch die Verordnung vom 
29. Juni 2016 (GVOBl. M-V S. 521) geändert worden 
ist,

 d)  Subventionsgesetz vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 
2037),

 e)  Landesverwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 2014 (GVOBl. M-V 
S. 476; 2015 S. 148), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. April 2016 (GVOBl. M-V S. 198, 202) 
geändert worden ist,

 f)  Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 
2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1190, 1260) geändert 
worden ist,

 g)  Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das durch 
Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 
(BGBl. I S. 3150, 3151) geändert worden ist,

 h)  Umwandlungsgesetz vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I  
S. 3210; 1995 I S. 428), das zuletzt durch Artikel 22 des 

Gesetzes vom 24. April 2015 (BGBl. I S. 642, 611) 
geändert worden ist,

 i)  Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern 
vom 19. August 2010 (AmtsBl. M-V S. 645), das durch 
die Bekanntmachung vom 12. November 2013 (AmtsBl. 
M-V S. 800) geändert worden ist,

 j)  Regionales Raumentwicklungsprogramm Mecklenbur-
gische Seenplatte vom 27. Juli 2011 (AmtsBl. M-V  
S. 637),

 k)  Regionales Raumentwicklungsprogramm Mittleres 
Mecklenburg/Rostock vom 26. September 2011 (AmtsBl. 
M-V S. 797),

 l)  Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmeck-
lenburg vom 25. November 2011 (AmtsBl. M-V 2012 
S. 21, 255),

 m)  Vergabegesetz vom 7. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 411), 
das zuletzt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2015 
(GVOBl. M-V S. 587) geändert worden ist.

1.3  Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendungen besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be -
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermes-
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung

  Gegenstand der Förderung ist die Schaffung von belegungs-
gebundenen Mietwohnungen durch Neubau nach § 16 Ab -
satz 1 Nummer 1 WoFG sowie durch Änderung, Nutzungs-
änderung oder Erweiterung von Gebäuden nach § 16 Ab -
satz 1 Nummer 3 WoFG.

3 Zuwendungsempfänger

3.1  Zuwendungsempfänger sind natürliche und juristische Per-
sonen, soweit sie Eigentümer oder Erbbauberechtigte eines 
geeigneten Baugrundstücks sind oder nachweisen, dass der 
Erwerb eines Grundstücks oder Erbbaurechts gesichert ist 
oder durch die Gewährung der Zuwendung gesichert wird. 
§ 11 Absatz 3 WoFG ist zu beachten. 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Schaffung von 

belegungsgebundenen Mietwohnungen  
(Richtlinie Wohnungsbau Sozial – WoBauSozRL M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung

Vom 7. Februar 2017 – VIII 500 - 514-00000-2015/036-035 –

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 234 - 2

Das Ministerium für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhö-
rung des Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:



Nr. 7 Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2017 91

3.2  Die Gewährung von Fördermitteln setzt gemäß § 11 Absatz 3 
WoFG voraus, dass der Zuwendungsempfänger die erfor-
derliche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzt so -
wie die Gewähr für eine ordnungsmäßige und wirtschaftli-
che Durchführung des Bauvorhabens und für eine ord-
nungsmäßige Verwaltung des Wohnraums besteht.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Anforderungen an die Wohnungen 

4.1.1  Förderfähig ist die Schaffung von Wohnungen in Gemein-
den in Mecklenburg-Vorpommern, in denen die Leerstands-
quote die wohnwirtschaftlich gebotene Fluktuationsreserve 
von 4 Prozent unterschreitet. Die Förderung erfolgt grund-
sätzlich in Gemeinden, die in den Regionalen Raument-
wicklungsprogrammen als Ober-, Mittel- oder Grundzent-
ren benannt sind.

4.1.2  Gefördert werden nur Wohnungen, die nach Fläche und 
Ausstattung für die wohnungssuchenden Haushalte geeig-
net und zur dauernden Führung eines Haushaltes bestimmt 
sind und bei denen die Kommune den Bedarf der antragsge-
genständlichen Wohnungen bestätigt hat. Gefördert wird 
der Wohnungsbau für Haushalte mit geringem Einkommen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 WoFG.

4.1.3  Gefördert werden Wohnungen in Gebäuden, die überwie-
gend Wohnzwecken dienen. Bei Gebäuden mit geförderten 
und frei finanzierten Wohnungen und bei nicht nur zu Wohn-
zwecken genutzten Gebäuden beschränkt sich die Förde-
rung auf die Ausgaben, die auf die geförderten Wohnungen 
entfallen (förderfähige Ausgaben); in diesem Fall werden 
die Gesamtausgaben anhand der Flächen aufgeteilt.

4.1.4  Die Planung der Vorhaben soll auf eine wirtschaftliche, kos-
tengünstige und flächensparende Bauweise gerichtet sein. Für 
die Planung und Durchführung des Wohnungsbaus gelten die 
in der Anlage dargestellten technischen Förderbestimmungen. 
Die Anlage ist Bestandteil dieser Verwaltungsvorschrift.

4.2 Förderausschluss

 Nicht gefördert werden Wohnungen,

 a)  die zur dauernden wohnmäßigen Unterbringung unge-
eignet sind, wie Behelfs- und Primitivbauten, Wohnlau-
ben und Baracken,

 b)  die wegen ihrer Lage und Grundrissgestaltung keinen 
ausreichenden Wohnwert besitzen (zum Beispiel Kel-
lerwohnungen),

 c)  die wegen ihrer Grundrissgestaltung Wohnheimcharak-
ter aufweisen,

 d)  die als Ferienwohnungen oder Gästewohnungen errich-
tet werden sollen,

 e)  die bei Umbau eines bestehenden Gebäudes allein 
durch Instandsetzung oder Modernisierung geschaffen 
werden,

 f)  mit deren Bau vor Bewilligung der Zuwendungen be -
gonnen wurde. Der Erwerb eines Grundstücks und die 
Erteilung eines Auftrages zur Planung oder zur Boden-
untersuchung und das Herrichten des Grundstückes 
(DIN 276 KG 210) gelten nicht als Baubeginn des Vor-
habens. In begründeten Ausnahmefällen kann die Be -
willigungsbehörde den vorzeitigen Baubeginn zulas-
sen. Das Risiko der dann nicht gesicherten Gesamtfi-
nanzierung trägt der Zuwendungsempfänger. Ein An -
spruch auf Erlass eines Zuwendungsbescheides kann 
aus der Tatsache eines zugelassenen vorzeitigen Baube-
ginns nicht hergeleitet werden.

4.3  Kombination mit anderen öffentlichen Förderprogrammen 
und steuerlichen Absetzungen

  Neben der Landesförderung ist der kumulative Einsatz an -
derer öffentlicher Fördermittel wie Darlehen, Zuschüsse 
und Zulagen für das Förderobjekt grundsätzlich möglich. 
Die Summe der öffentlichen Förderzusagen soll 80 Prozent 
der Gesamtausgaben nicht übersteigen.

4.4 Finanzierung der Gesamtausgaben

4.4.1  An den Gesamtausgaben für die baulichen Maßnahmen hat 
sich der Zuwendungsempfänger angemessen zu beteiligen. 
Neben der Finanzierung der Gesamtausgaben durch För-
dermittel und Fremdmittel Dritter soll die Eigenleistung  
des Zuwendungsempfängers mindestens 20 Prozent der zu -
wendungsfähigen Gesamtausgaben betragen. Eigenleistun-
gen sind die Leistungen des Zuwendungsempfängers, die 
zur Deckung der Gesamtausgaben dienen, wie eigene Geld-
mittel, der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten 
Baugrundstücks sowie der Wert von Sach- und Arbeitsleis-
tungen. Werden Eigenleistungen in Form von Arbeitsleis-
tungen erbracht, bildet der Wert der entsprechenden Unter-
nehmerleistung die Grenze für deren Anerkennung.

4.4.2  Bei der Finanzierung der Gesamtausgaben mit Kapital-
marktdarlehen soll eine langfristige Zinsbindungsdauer an -
gestrebt werden, die mindestens zehn Jahre betragen muss. 
Die Bedingungen dieser Darlehen sollen höchstens den für 
erststellige Kapitalmarktmittel im Wohnungsbau üblichen 
Bedingungen entsprechen. Mit der Hingabe dieser Darle-
hen dürfen keine Auflagen verbunden sein, die über die Be -
leihungsgrundsätze der betreffenden Institute hinausgehen.

4.4.3  Unterstützungsbeiträge der Kommune wie die Überlassung 
verbilligter Baugrundstücke oder andere Finanzierungsbei-
träge sind möglich, aber keine zwingende Voraussetzung 
der Förderung. Der Kommune wird das allgemeine Bele-
gungsrecht nach § 26 Absatz 2 WoFG eingeräumt. Der 
Zuwendungsempfänger hat nachzuweisen, dass die Kom-
mune dem Vorhaben zugestimmt hat.

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

5.1 Art und Umfang der Zuwendungen

  Die Zuwendungen werden im Rahmen der Projektförde-
rung als nicht rückzahlbare Zuschüsse zur Deckung der 
Gesamtausgaben im Wege der Anteilfinanzierung gewährt.

Anlage
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5.2 Höhe der Zuwendungen

5.2.1 Der Zuschuss beträgt für den Neubau

 a)  barrierearmer Wohnungen 32,5 Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben, maximal 650 Euro je m² Wohnfläche,

 b)  barrierefreier Wohnungen 32,5 Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben, maximal 750 Euro je m² Wohnfläche.

5.2.2  Bei der Schaffung von Wohnungen durch Änderung, Nut-
zungsänderung oder Erweiterung von Gebäuden ist die 
Höhe des Zuschusses von Art und Umfang der baulichen 
Maßnahmen abhängig. Der Zuschuss beträgt

 a)  bei Ausbau eines Dachgeschosses 32,5 Prozent der zu -
wendungsfähigen Ausgaben, maximal 325 Euro je m² 
Wohnfläche, bei barrierefreiem Ausbau 32,5 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben, maximal 375 Euro 
je m² Wohnfläche und

 b)  bei Aufstockung, Anbau oder Nutzungsänderung beste-
hender Gebäude 32,5 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben, maximal 520 Euro je m² Wohnfläche, bei 
barrierefreiem Ausbau 32,5 Prozent der zuwendungsfä-
higen Ausgaben, maximal 600 Euro je m² Wohnfläche.

5.2.3  Für den Neubau eines Personenaufzuges wird zusätzlich ein 
Zuschuss von 100 Euro je m² Wohnfläche der erschlossenen 
geförderten Wohnungen gewährt. Das schließt auch Woh-
nungen im Erdgeschoss mit ein. Für jedes Treppenhaus 
wird nur ein Personenaufzug gefördert.

5.2.4 Der Zuschuss ist auf volle 100 Euro abzurunden.

5.2.5  Für die Wohnflächenberechnung gilt die Wohnflächenver-
ordnung. Etwaige Gewerbeflächen sind analog zu berech-
nen.

5.2.6  Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sind auf der 
Grundlage der DIN 276 Kosten im Bauwesen zu bemessen. 
Baunebenkosten (KG 700) sind, sofern sie 18 Prozent der 
zuwendungsfähigen Baukosten (KG 300, 400 und 500) 
nicht überschreiten, zuwendungsfähige Ausgaben.

5.3 Bearbeitungsentgelte

5.3.1  Die Bewilligungsbehörde erhebt für die Prüfung des An -
trags, die Bewilligung und Auszahlung des Zuschusses ein 
einmaliges Bearbeitungsentgelt von 1,75 Prozent des be -
willigten Zuschussbetrages. Das Bearbeitungsentgelt wird 
bei der Auszahlung der ersten Zuschussrate einbehalten und 
ist auf volle Euro abzurunden.

5.3.2  Die Bewilligungsbehörde erhebt ein Bearbeitungsentgelt in 
Höhe der von dem Antragsteller mit der Antragstellung ver-
ursachten Verwaltungsleistung, höchstens 0,75 Prozent des 
beantragten Zuschussbetrages, wenn die Bewilligung vor 
Auszahlung der ersten Rate des Zuschusses von dem An -
tragsteller aus Gründen zurückgegeben wurde, die er zu 
vertreten hat.

5.3.3  Die Bewilligungsbehörde erhebt ein zusätzliches Bearbei-
tungsentgelt in Höhe von 1,5 Prozent der übernommenen 
Zuwendungen oder der auf die jeweils neue Wirtschaftsein-
heit entfallenden Zuwendungsbeträge bei:

 a)  Veräußerung des Förderobjektes (insbesondere aufgrund 
Schenkung, Verkauf, vorweggenommener Erbfolge) un -
ter Übertragung der Zuwendungen auf den Er  werber 
oder unter Schuldübernahme durch den Er  werber,

 b)  Änderungen in der Gesellschafterstruktur (wie Gesell-
schafterwechsel) von juristischen Personen oder Perso-
nengesellschaften,

 c)  Aufteilung der geförderten Wirtschaftseinheit zum 
Zwecke der Veräußerung,

 d)  Umwandlung des Zuwendungsempfängers nach dem 
Umwandlungsgesetz. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Bauausführung

  Die Bauausführung hat nach den von der Bauaufsichtsbe-
hörde genehmigten und von der Bewilligungsbehörde aner-
kannten Plänen einschließlich der dazugehörigen Baube-
schreibung und unter Berücksichtigung der geforderten 
technischen Auflagen zu erfolgen. Abweichungen von den 
der Bewilligung zu Grunde liegenden technischen Antrags-
unterlagen bedürfen neben der baurechtlichen Genehmi-
gung der Zustimmung der Bewilligungsbehörde. Die bau-
aufsichtliche Genehmigung eines Bauvorhabens bedeutet 
keine Entscheidung über seine Förderungswürdigkeit.

6.2 Vergabe von Aufträgen

  Ausschreibung und Vergabe von Lieferungen und Leistun-
gen haben unter Beachtung nationaler und europäischer 
Vorgaben zur Vergabe öffentlicher Aufträge zu erfolgen. 
Eine öffentliche Ausschreibung ist abweichend von Num-
mer 3.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung (AnBest-P) nur bei der Förde-
rung von Bauvorhaben mit einem Auftragswert von mehr 
als 1 200 000 Euro grundsätzlich erforderlich. Dann ist 
nach § 2 Absatz 1 des Vergabegesetzes Mecklenburg-Vor-
pommern zu verfahren.  

6.3 Mietpreisbindung und höchstzulässige Miete

  Bei der Erstvermietung der geförderten belegungsgebun-
denen Wohnungen darf keine höhere Nettokaltmiete als  
5,50 Euro je m² Wohnfläche monatlich vereinbart werden. 
Ab  weichend von § 558 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind 
etwaige Mieterhöhungen während der Dauer der Belegungs-
bindung (Nummer 6.4) erstmals ab dem vierten Jahr nach 
Bezugsfertigkeit (mittlere Bezugsfertigkeit) und dann fol-
gend innerhalb von jeweils zwei Jahren in Höhe von 0,25 Euro 
je m² Wohnfläche monatlich zulässig. Der Eigentümer hat im 
Mietvertrag auf die in Anspruch genommene Förderung, die 
höchstzulässige Miete, die Dauer der Mietbindung und die 
Mieterhöhungsmöglichkeiten hinzuweisen.
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6.4 Belegungsbindung

6.4.1  Die Wohnungen sind für die Dauer von 20 Jahren seit 
Bezugsfertigkeit Wohnungssuchenden, die die Vorausset-
zungen nach § 1 der Einkommensgrenzenverordnung er -
füllen und einen entsprechenden Wohnberechtigungs-
schein nach § 27 WoFG nachweisen, als Mietwohnung 
zum Ge  brauch zu überlassen. Die in der Bescheinigung 
angegebene Wohnungsgröße darf nicht überschritten wer-
den. 

6.4.2  Der Zuwendungsempfänger hat der Kommune zeitnah und 
mit Angabe des Zeitpunktes schriftlich anzuzeigen, dass 
eine belegungsgebundene Wohnung bezugsfertig oder frei 
wird. Die Überlassung einer Wohnung ist der Kommune 
innerhalb von zwei Wochen namentlich und mit Vorlage 
der Bescheinigung über die Wohnberechtigung mitzutei-
len.

6.4.3  Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, die ordnungsgemä-
ße Wohnungsbelegung zu prüfen und bei Verstoß gegen die 
Belegungsbedingungen die Kündigung und Räumung der 
Wohnung zu verlangen, wenn der Vermieter diesen Verstoß 
zum Zeitpunkt des Bezuges hätte erkennen können. Der 
Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, hierfür im Mietver-
trag ein Kündigungsrecht zu vereinbaren. Er ist verpflich-
tet, auf Verlangen der Bewilligungsbehörde den Mietver-
trag zu kündigen und die Räumung durchzusetzen.

6.4.4 Die Belegungsbindung endet

 a) mit Ablauf der Zweckbindungsdauer,

 b)  wenn der Zuwendungsempfänger auf die Auszahlung 
oder weitere Auszahlung der Zuwendungen verzichtet 
sowie bereits ausgezahlte Teilbeträge zurückgezahlt 
hat,

 c)  zehn Jahren nach dem Rückzahlungszeitpunkt (Nach-
wirkungsfrist) oder spätestens zum Ende der Bindungs-
dauer, wenn der Zuwendungsempfänger vor Ablauf der 
Zweckbindungsdauer die bereits vollständig ausgezahl-
ten Zuwendungen ohne rechtliche Verpflichtung zu -
rück  gezahlt hat.

 Im Übrigen gilt § 29 WoFG. 

6.5  Veräußerung des Grundstücks mit den geförderten Woh-
nungen

  Jede beabsichtigte Veräußerung des Grundstücks mit den 
geförderten Wohnungen sowie die Veränderung der Auftei-
lung von Wirtschaftseinheiten ist der Bewilligungsbehörde 
rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Bei Veräußerung 
wird die Auszahlung der Zuwendungen eingestellt. Die 
Zuwendungen können an den Erwerber weitergezahlt oder 
nach Auszahlung vom Erwerber übernommen werden, 
wenn er die Bewilligungsvoraussetzungen nach dieser Ver-
waltungsvorschrift erfüllt. Erfüllt der Erwerber diese Vor-
aussetzungen nicht, sind die Zuwendungen unverzüglich 
vom Zuwendungsempfänger zurückzuzahlen.

7 Verfahren

7.1 Antragsverfahren

  Anträge sind formgebunden vor Beginn des Vorhabens in 
zweifacher Ausfertigung bei der Bewilligungsbehörde 
(Nummer 7.2.1) einzureichen. Der Antrag gilt erst als wirk-
sam gestellt, wenn alle erforderlichen Unterlagen bei der 
Bewilligungsbehörde vorliegen. Die Vordrucke sind bei der 
Bewilligungsbehörde erhältlich und können im Internet 
unter www.lfi-mv.de abgerufen werden.

7.2 Bewilligungsverfahren

7.2.1  Bewilligungsbehörde ist das Landesförderinstitut Mecklen-
burg-Vorpommern, Geschäftsbereich der NORD/LB Giro-
zentrale, Postfach 160255, 19092 Schwerin (Postanschrift); 
Werkstraße 213, 19061 Schwerin (Besucheradresse). Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet in pflichtgemäßem Er -
messen nach Maßgabe dieser Verwaltungsvorschrift über 
die vorgelegten Anträge in der Reihenfolge der Vorlage voll-
ständiger Antragsunterlagen. Sie ist berechtigt, die Be -
willigung von weiteren Voraussetzungen abhängig zu ma -
chen. Die Bewilligungsbehörde unterrichtet das für Woh -
nungsbauförderung zuständige Ministerium vor Beschei-
dung über Ausnahmen in besonders gelagerten Einzelfällen.

7.2.2  Die Bewilligungsbehörde ist zuständig für die Kontrolle der 
Überkompensation der Zuwendung im Sinne von Artikel 6 
des Beschlusses der Kommission vom 20. Dezember 2011 
über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatli-
che Beihilfen in Form von Ausgleichszahlungen zu Guns-
ten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
betraut sind (ABl. L 7 vom 11.1.2012, S. 3). Im Falle der 
Überkompensation ist sie berechtigt, Teilwiderrufe der Zu -
wendungen vorzunehmen oder die Bewilligung aufzuhe-
ben.

7.2.3  Die Bewilligung kann neben den ANBest-P und den Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung an kommunale Körperschaften (ANBest-K) 
gemäß den VV zu § 44 Absatz 1 der Landeshaushaltsord-
nung Mecklenburg-Vorpommern weitere Auflagen und 
Bedingungen enthalten. Dazu gehören insbesondere die 
Pflichten des Zuwendungsempfängers im Zusammenhang 
mit der Mietpreis- und Belegungsbindung gemäß den Num-
mern 6.3 und 6.4. Die Bewilligungs- und Auszahlungsbe-
dingungen sowie die Gründe für die Aufhebung der Bewil-
ligung (Nummer 7.2.5) sind im Bewilligungsbescheid auf-
zunehmen. Die Bewilligungsbehörde fügt dem Bescheid 
eine Ausfertigung des geprüften Antrages bei.

7.2.4  Die Nachbewilligung von Zuwendungen ist ausgeschlos-
sen.

7.2.5  Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf des Bewilli-
gungsbescheides, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung

  Für die Unwirksamkeit, die Rücknahme oder den Widerruf 
des Bewilligungsbescheides sowie als Folge hiervon die 
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Erstattung der Zuwendung und die Verzinsung des Erstat-
tungsbetrages gelten die §§ 48 bis 49a des Landesverwal-
tungsverfahrensgesetzes.

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7.3.1  Der Zuschuss wird in Raten ausgezahlt. Er ist bei der Be -
willigungsbehörde im Rahmen des geförderten Vorhabens 
gemäß dem Vordruck für die Mittelabforderung und abwei-
chend von Nummer 1.4 der ANBest-P und Nummer 1.3 der 
ANBest-K zu § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklen-
burg-Vorpommern quartalsweise abzufordern, soweit die zu -
wendungsfähigen Ausgaben bereits geleistet worden sind. Auf 
Anforderung der Bewilligungsbehörde sind Originalbelege 
einschließlich des Nachweises der Bezahlung einzureichen, 
die stichprobenhaft geprüft werden. Die Baufachlichen Ne -
benbestimmungen (NBestBau) zu § 44 Landeshaushaltsord-
nung Mecklenburg-Vorpommern finden keine Anwendung.

7.3.2  Vor der ersten Auszahlung müssen eine Gebäuderohbauver-
sicherung sowie der Eigentumsübergang im Grundbuch 
eingetragen sein, jedoch genügt für die erste Mittelauszah-
lung eine Bescheinigung des Grundbuchamtes oder Notars 
darüber, dass die Eintragungsanträge für die Eigentumsän-
derung gestellt wurden. Der Mittelanforderung ist die Bau-
tenstandsmeldung beizufügen. Vordrucke sind bei der Be -
willigungsbehörde erhältlich und können im Internet unter 
www.lfi-mv.de abgerufen werden.

7.3.3  Spätestens vor Auszahlung der letzten Zuschussrate müssen 
Nachweise und Erklärungen vorliegen, dass

 a)  das Eigentum im Grundbuch eingetragen (Grund-
buchauszug), eine Gebäudeversicherung (Police) abge-
schlossen wurde,

 b) die Wohnungen bezugsfertig sind,

 c)  alle Bau- und Nebenarbeiten einschließlich Außenanla-
gen fertig gestellt sind und

 d)  die Bauarbeiten in Übereinstimmung mit den von der 
Bauaufsichtsbehörde genehmigten und von der Bewil-
ligungsbehörde anerkannten Plänen einschließlich der 
dazugehörigen Baubeschreibung und unter Berücksich-
tigung der geforderten technischen Auflagen ordnungs-
gemäß und vollständig ausgeführt worden sind.

7.3.4  Die Bewilligungsbehörde kann die Auszahlung der einzel-
nen Raten von der Erfüllung weiterer Voraussetzungen 
abhängig machen, die im Zuwendungsbescheid zu regeln 
sind.

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

7.4.1  Nach Nummer 10 der VV zu § 44 Absatz 1 der Landeshaus-
haltsordnung Mecklenburg-Vorpommern ist die zweckent-
sprechende Verwendung der Zuwendung nachzuweisen. 
Die Prüfung des Mittelabrufs gilt als verwaltungsmäßige 
Prüfung des Verwendungsnachweises. Dabei ist gemäß 
Nummer 11 der VV zu § 44 Absatz 1 der Landeshaushalts-
ordnung Mecklenburg-Vorpommern zu verfahren.

7.4.2  Abweichend von den Nummern 6.1 und 6.5 der ANBest-P 
oder Nummer 6.1 der ANBest-K ist mit der letzten Mit-
telanforderung auch der formgebundene Verwendungs-
nachweis nebst Sachbericht einzureichen. Ein gesonderter 
Zwischennachweis ist nicht erforderlich. Auf Anforderung 
der Bewilligungsbehörde sind zusätzliche Unterlagen vor-
zulegen. Die NBestBau zu § 44 Landeshaushaltsordnung 
Mecklenburg-Vorpommern finden keine Anwendung.

7.4.3  Sind die in der Schlussabrechnung ermittelten zuwen-
dungsfähigen Ausgaben niedriger als die der Bewilligung 
zu Grunde gelegten zuwendungsfähigen Ausgaben, werden 
die Zuwendungen anteilig in Höhe der Ausgabenunter-
schreitung reduziert.

7.5 Prüfungsrecht

  Der Zuwendungsempfänger hat die Prüfung der Einhaltung 
dieser Verwaltungsvorschrift, insbesondere die Vorausset-
zung für die Gewährung und die Weiterbelassung der Zu -
wendungen, durch das für Wohnungsbauförderung zu -
ständige Ministerium, durch die Bewilligungsbehörde und 
durch den Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern 
oder durch deren Beauftragte zu dulden und die Prüfung 
durch Bereitstellung seiner Unterlagen zu ermöglichen.

7.6 Rechtsnachfolge

  Der Eigentümer hat die ihm aus der Inanspruchnahme der 
Zuwendungen ergebenden Verpflichtungen seinem Rechts-
nachfolger aufzuerlegen, und zwar in der Weise, dass dieser 
wiederum gehalten ist, seinen jeweiligen Rechtsnachfolger 
in gleicher Weise zu binden.

7.7 Subventionen

  Soweit Zuwendungen Betrieben und Unternehmen gewährt 
werden, handelt es sich um Subventionen im Sinne des  
§ 264 Absatz 7 des Strafgesetzbuches. Die Bewilligungsbe-
hörde kann gegen denjenigen, der sich oder anderen eine 
Subvention rechtswidrig verschafft oder zu verschaffen ver-
sucht, eine Strafanzeige nach Maßgabe des § 263 oder  
§ 264 des Strafgesetzbuches erstatten.

  Tatsachen, von denen nach dieser Verwaltungsvorschrift 
oder nach § 1 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen des Landes Mecklenburg-
Vorpommern in Verbindung mit den §§ 2 bis 6 des Subven-
tionsgesetzes die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, 
Weitergewährung oder das Belassen der Subventionen 
abhängen, sind subventionserhebliche Tatsachen im Sinne 
des § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug).

7.8 Zu beachtende Vorschriften

  Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu -
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die eventuell erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge -
währten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-Vorpom-
mern, soweit nicht in dieser Verwaltungsvorschrift Abwei-
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chungen zugelassen sind, und das Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz.

7.9 Zweifelsfragen

  Zweifelsfragen bei der Anwendung dieser Verwaltungsvor-
schrift sind von der Bewilligungsbehörde dem für Woh-
nungsbauförderung zuständigen Ministerium zur Entschei-
dung vorzulegen. Über Ausnahmen in besonders gelagerten 
Einzelfällen entscheidet ebenfalls das für Wohnungsbauför-
derung zuständige Ministerium.

8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

  Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröf-
fentlichung in Kraft und am 31. Dezember 2021 außer 
Kraft.

AmtsBl. M-V 2017 S. 90 



96 Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2017 Nr. 7

Anlage 
(zu Nummer 4.1.4) 

Technische Förderbestimmungen zur Richtlinie Wohnungsbau Sozial 

1 Allgemeine Anforderungen 
a) Förderungswürdig sind nur Wohnungsbauvorhaben, die den Bestimmungen

des Landesbauordnungsrechtes entsprechen und bei denen die vertretbaren
Möglichkeiten zum kosten- und flächensparenden Bauen ausgeschöpft sind.

b) Die Normen des Deutschen Normenausschusses (DIN), die sich auf Planung
und Entwurf von Wohngebäuden beziehen, sind bei der Planung und
Ausführung der Baumaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung einzuhalten.

c) Der Baukörper ist so zu planen, dass eine wirtschaftliche Bauausführung
gewährleistet ist und damit auch dem Erfordernis der größtmöglichen
Energieeinsparung und Senkung von Folgekosten durch Instandhaltung
Rechnung getragen wird.

d) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen müssen die Wohnungen eines
Geschosses barrierefrei erreichbar und diese Wohnungen nach Maßgabe des
§ 50 LBauO barrierefrei sein.

e) Die Außenanlagen der Gebäude sollen grundsätzlich barrierefrei nach DIN
18040-2 gestaltet sein.

2 Ökologische Maßnahmen und Baustoffe 
a) Die für ein Bauvorhaben vorgesehenen ökologischen Maßnahmen müssen im

Rahmen der Gesamtplanung aufeinander abgestimmt sein. Der geförderte
Neubau muss hinsichtlich des energetischen Standards mindestens die
gesetzlichen Anforderungen erfüllen.

b) Es sind Heizungsanlagen mit schadstoffarmer und energiesparender
Heiztechnik einzubauen oder, sofern möglich, das Gebäude an die
Fernwärmeversorgung anzuschließen.

c) Bei der Planung und Errichtung der Wohngebäude ist der Schonung und dem
Erhalt des Grundwassers sowie einem sparsamen Umgang mit Wasser
Rechnung zu tragen.

d) Der Bauherr hat den Anforderungen an die Umweltverträglichkeit durch die
Verwendung schadstoffarmer – wenn möglich schadstofffreier – Baustoffe
Rechnung zu tragen, die hinsichtlich ihrer Gewinnung, Verarbeitung,
Funktion, Regenerierbarkeit sowie Entsorgung eine hohe Gesundheits- und
Umweltverträglichkeit aufweisen.

3 Anforderungen an die Planung und Ausführung der Wohnungen 
a) Die geförderte Wohnung muss nach ihrer Größe zur Nutzung für den

wohnungssuchenden Personenkreis und zur dauernden Führung eines
Haushaltes geeignet sein. Die Förderung setzt wohntechnisch zweckmäßige
und rationelle Grundrisslösungen für in sich abgeschlossene Wohnungen
voraus. Verkehrsflächen (Flure), Abstellflächen sowie Flächen für Balkone,
Loggien, Dachgärten oder gedeckte Freisitze sind auf das notwendige Maß zu
beschränken. In Abhängigkeit von der Haushaltsgröße sind folgende
Wohnflächengrenzen einzuhalten:
1-Personenhaushalt bis zu 45 m² 
2-Personenhaushalt bis zu 60 m² 
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3-Personenhaushalt bis zu 75 m² 
4-Personenhaushalt bis zu 90 m² 
je weitere Person zusätzlich bis zu 15 m² 

Wohnungen für eine Person können 35 m² Wohnfläche im Einzelfall und mit 
Zustimmung der Bewilligungsbehörde unterschreiten, wenn die funktionelle 
Grundrisslösung einen ausreichenden Wohnwert gewährleistet. Eine 
Überschreitung der Wohnflächengrenzen ist bei der Schaffung von 
barrierefreien Wohnungen nach DIN 18040-2 Barrierefreies Bauen – 
Planungsgrundlagen – Teil 2 Wohnungen zulässig. 

Die Wohnfläche ist auf der Grundlage der Wohnflächenverordnung zu 
ermitteln. 

b) Bei jeder Wohnung mit unmittelbarem Zugang ins Freie ist zur 
Heizenergieeinsparung ein Windfang, Vorraum oder abgeschlossener Flur 
vorzusehen.

c) Jede Wohnung soll über einen vorzugsweise außerhalb der Wohnung 
belegenen mindestens 5 m² großen Abstellraum verfügen. Liegt der 
Abstellraum außerhalb der Wohnung, muss zusätzlich innerhalb der Wohnung 
eine Abstellfläche von mindestens 1 m² vorhanden sein. Die Tiefe der 
Abstellfläche soll 50 cm nicht unterschreiten. Die Abstellfläche sollte 
möglichst dem Vorraum (Flur) zugeordnet sein. Türen von Abstellräumen in 
Wohnungen müssen nach außen aufschlagen.

d) In Wohnungen für eine Person soll ein Schlafzimmer als gesonderter Raum 
vorgesehen werden. Ist ein Wohnschlafraum geplant, muss die Küche 
abgeschlossen sein.

e) In der Wohnung müssen alle Räume schwellenlos zugänglich sein.

f) Der Freisitz muss stufenlos erreichbar sein, eine bautechnisch notwendige 
Schwelle bis zu 2 cm Höhe ist zulässig.

g) Die Durchgangsbreite der Wohnungseingangstür darf 90 cm und von Türen 
innerhalb der Wohnung 80 cm nicht unterschreiten. Die Tür zum Sanitärraum 
soll grundsätzlich nach außen aufschlagen.

h) Im Sanitärraum ist ein bodengleich ausgebildeter Duschplatz vorzusehen.

i) Bei der Planung einer barrierefrei nutzbaren Wohnung sind zusätzlich die 
Anforderungen der DIN 18040-2 einzuhalten, jedoch ohne die weitergehenden 
Anforderungen für eine barrierefreie und uneingeschränkte 
Rollstuhlbenutzung (Kennzeichnung R), es sei denn, die Wohnung ist für 
Rollstuhlnutzer vorgesehen. Der Grundsatz zweckmäßiger Wohnungsnutzung 
ist durch Darstellung von Stellflächen, Abständen und Bewegungsflächen 
nachzuweisen (Möblierung der gesamten Wohnung einschließlich Darstellung 
der Sanitärobjekte).

j) Bei der Planung einer Aufzugsanlage sind die Anforderungen der DIN 18040-2 
einzuhalten.

k) Sofern im Gebäude nicht ohnehin die Installation eines 
Glasfasertelekommunikationsnetzes vorgesehen ist, ist durch den Einbau von 
geeigneten Leerrohren die Voraussetzung für einen nachträglichen und 
kostengünstigen Einzug von Glasfaserleitungen zu schaffen. Dieses 
Leerrohrsystem ist von einem Zugangspunkt (Zugang zur gebäudeinternen 
Infrastruktur) zu jeder Wohnung des Gebäudes zu führen. 
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Beim Amt Itzstedt/Kreis Segeberg in der Metropolregion Ham-
burg ist die Stelle des

Leitenden Verwaltungsbeamten (w/m)

zu besetzen, da der bisherige Amtsinhaber mit Wirkung vom  
31. März 2018 in den Ruhestand versetzt wird. Eine Stellenbeset-
zung soll zum 1. Oktober 2017 erfolgen. Vom 1. Oktober 2017 
bis zum 31. März 2018 erfolgt als stellvertretende Leitende Ver-
waltungsbeamtin oder als stellvertretender Leitender Verwal-
tungsbeamter die Einarbeitung, ab dem 1. April 2018 erfolgt die 
Besetzung als Leitende Verwaltungsbeamtin oder als Leitender 
Verwaltungsbeamter.

Zum Amt gehören sieben Gemeinden mit einer Einwohnerzahl 
von insgesamt 18.879 Einwohnern sowie ein Eigenbetrieb Was-
serwerk, zwei Gewässerpflegeverbände, ein Friedhofszweckver-
band  und ein Schulverband.

Das Amt versteht sich als moderner Dienstleistungsbetrieb. Wir 
bieten eine gute Infrastruktur und viele Gestaltungsmöglichkeiten 
für die Weiterentwicklung des Amtsbereiches.

Die Planstelle (Vollzeit) ist nach Besoldungsgruppe A 13/A 14 
LBesO S-H ausgewiesen. Gemäß den Regelungen des Landesbe-
amtengesetzes S-H wird das Amt der Leitenden Verwaltungsbe-
amtin oder dem Leitenden Verwaltungsbeamten zunächst im 
Beamtenverhältnis auf Probe übertragen. Die regelmäßige Probe-
zeit beträgt gemäß § 5 LBG S-H zwei Jahre.

Die Leitende Verwaltungsbeamtin oder der Leitende Verwaltungs-
beamte muss die für dieses Amt erforderliche Eignung, Befähigung 
und Sachkunde besitzen. Die Befähigung gemäß § 4 Absatz 2 
ALVO für die Laufbahngruppe 2,1. Einstiegsamt, Fachrichtung 
Allgemeine Dienste (ehemals gehobener nichttechnischer Verwal-
tungsdienst) ist Voraussetzung.

Die Leitende Verwaltungsbeamtin oder der Leitende Verwaltungs-
beamte ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beschäf-
tigten des Amtes. Sie oder er führt die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung und berät die ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister unter der Leitung der Amtsvorsteherin oder des 
Amtsvorstehers. Gleichzeitig vertritt sie oder er die Amtsvorste-
herin oder den Amtsvorsteher bei der Durchführung der Aufga-
ben, die dem Amt zur Erfüllung nach Weisung übertragen sind. 

Die Leitende Verwaltungsbeamtin oder der Leitende Verwaltungs-
beamte ist gleichzeitig stellvertretende Werkleiterin oder stellver-

tretender Werkleiter des Eigenbetriebes Wasserwerk im Amt Itz-
stedt.

Zur Erfüllung der Aufgaben einer Leitenden Verwaltungsbeamtin 
oder eines Leitenden Verwaltungsbeamten suchen wir eine Per-
sönlichkeit, die die für das Amt erforderliche Führungskompetenz 
und mehrjährige Erfahrung in Kommunalverwaltungen besitzt 
sowie engagiert und verantwortungsbewusst die Arbeit der Amts-
verwaltung an der Schnittstelle zwischen Verwaltung und Kom-
munalpolitik lenkt.

Neben den notwendigen fachlichen Kompetenzen erwarten wir 
Erfahrungen in den Bereichen der Verwaltungssteuerung, Kommu-
nikations- und Konfliktfähigkeit sowie die Fähigkeit zu strategi-
schem Denken und Handeln. Wir erwarten ein Höchstmaß an Ein-
satzbereitschaft und Belastbarkeit. Wünschenswert wären Kennt-
nisse und Erfahrungen im Personal-, Organisations- und doppi-
schen Haushaltsrecht. 

Sie sollten Freude daran haben, mit verschiedenen Interessen-
gruppen und mit konfliktgeladenen Situationen souverän umzu-
gehen.

Die Durchführung eines Assessment-Centers ist vorgesehen. Die 
abschließende Entscheidung trifft der Amtsausschuss.

Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen mit Lebenslauf, Zeug-
nissen, Nachweisen über Ausbildungen, Befähigungen und bishe-
rigen Tätigkeiten richten sie bitte per Post (Umschlag: „Bewer-
bung LVB“ bis zum 20. März 2017 an den

 Amtsvorsteher des Amtes Itzstedt 
 Volker Bumann 
 Oldesloer Straße 6 
 23867 Sülfeld

Für Rückfragen steht Ihnen der Leitende Verwaltungsbeamte Rei-
ner Lietsch unter der Telefonnummer 04535 509120 oder per 
E-Mail unter r.lietsch@amt-itzstedt.de gerne zur Verfügung. 
Informationen über das Amt Itzstedt erhalten Sie im Internet unter 
www.amt-itzstedt.eu.

Itzstedt, den 6. Februar 2017

Amt Itzstedt
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